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Entwurf einer Entschließung des Europäischen Parlaments zur Ausnahme von 
Kleinstunternehmen von verbindlichen Erhebungen

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 133 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass Kleinstunternehmen durch die Einhaltung der Rechtsvorschriften 
unverhältnismäßig hohe Kosten entstehen, was zu Belastungen führt, was ihre 
finanziellen und persönlichen Ressourcen angeht;

B. in der Erwägung, dass es einer besseren Koordinierung bedarf, was die Erstellung von 
Statistiken angeht, damit es nicht zu Doppelarbeit kommt;

C. in der Erwägung, dass der Kommission zufolge im Allgemeinen auch dann eine 
ausreichende Datenqualität erreicht werden kann, wenn Kleinstunternehmen aus den 
einschlägigen einzelstaatlichen Erhebungen ausgenommen werden (vgl. Antwort auf die 
Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-010217/2015);

1. fordert die Kommission auf, dem Parlament eine Folgenabschätzung zu der Möglichkeit 
vorzulegen, Selbstständige und Kleinstunternehmen im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1165/98 des Rates von verbindlichen statistischen Erhebungen 
auszunehmen, und zu diesem Zweck beispielsweise Artikel 4 Absatz 2 dieser 
Verordnung so zu ändern, dass verbindliche Erhebungen nicht auf Kleinstunternehmen 
anwendbar sind;

2. fordert, darauf hinzuarbeiten, den Grundsatz anzuwenden, dass Informationen jeweils 
nur einmal bei einem Unternehmen erhoben werden, damit es nicht zu unnötigem 
Verwaltungsaufwand kommt.


